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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Juni 1966 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Zweiten Rentenversicherungs- 
Änderungsgesetzes (2. RVÄndG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bun- 
destages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 295. Sitzung am 3. Juni 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
nungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bdndesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/680 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Zweiten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes 

(2. RVÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 1228 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und § 30 Abs. 1 Nr. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes werden gestrichen. 

Artikel 2 

(1) Wer in der Zeit vom 1. Januar 1956 bis zum 

30. Juni 1966 gegen Entgelt beschäftigt und nur des- 
wegen versicherungsfrei oder nicht versicherungs- 
pflichtig war, weil er bei seinem Ehegatten in Be- 
schäftigung stand, kann auf Antrag für die Zeit 
dieser Beschäftigung nach dem 31. Dezember 1955 
freiwillige Beiträge zur Rentenversicherung nach- 
entrichten, soweit er nicht für den gleichen Zeit- 
raum zur freiwilligen Selbst- oder Weiterversiche- 
rung berechtigt war. Der Antrag kann nur bis zum 

31. Dezember 1967 gestellt werden. 

(2) Ist der Betrag, den der Beschäftigte erhalten 
hat, nicht als steuerpflichtiger Arbeitslohn behan- 
delt worden oder ist der Betrag vom Unterneh- 
mer bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ge- 
winns nicht als Betriebsausgabe berücksichtigt wor- 
den, oder war der Ehegatte in der Zeit vom 1. Ja- 
nurar 1956 bis zum 30. Juni 1966 nicht wenigstens 
12 Kalendermonate bei seinem Ehegatten beschäf- 


tigt, so wird vermutet, daß die Eheleute nicht den 
Willen hatten, ein Beschäftigungsverhältnis, das 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung her- 
beigeführt haben würde, zu begründen. 

(3) Die Beiträge können nur unmittelbar an den 
Träger der Rentenversicherung entrichtet werden. 
Sie sind zu dem Zweig der Rentenversicherung zu 
entrichten, an den sie bei Bestehen der Versiche- 
rungspflicht während des Nachentrichtungszeit- 
raums zu entrichten gewesen wären. Artikel 2 § 52 
Abs. 1 Sätze 3 und 4, Abs. 3 und 4 des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und Ar- 
tikel 2 § 50 Abs. 1 Sätze 3 und 4, Abs. 3 und 
4 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes finden entsprechende Anwendung. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Hin- 
terbliebene der in Absatz 1 genannten Personen. 

(5) Eine Leistung aus den Beiträgen Hach Absät- 
zen 1 bis 4 wird frühestens vom 1. November 1964 
an gewährt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1966 in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Nach dem bisher geltenden Recht der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung 
der Angestellten sowie der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ist versicherungsfrei, wer bei sei- 
nem Ehegatten in Beschäftigung steht {§ 1228 Abs. 1 
Nr. 1 RVO, § 4 Abs. 1 Nr. 2 AVG, § 30 Abs. 1 Nr. 1 
RKG). Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Beschluß vom 26. November 1964 — 1 BvL 14/62 — 
(BGBl. I 1965 S. 5) sich mit der entsprechenden Vor- 
schrift aus der Angestelltenversicherung befaßt und 
erklärt: 

„§ 4 Abs. 1 Nr. 2 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in der Fassung des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 — Bundesgesetzbl. I S. 88 — ist mit dem 
Grundgesetz vereinbar. Mit dem Grundgesetz ist 
es nicht vereinbar, daß das Angestelltenversiche- 
rungsgesetz die bei ihrem Ehegatten in Beschäf- 
tigung stehenden Angestellten, die gemäß § 4 
Abs. 1 Nr. 2 versicherungsfrei sind, von der frei- 
willigen Versicherung ausschließt.“ 

Von diesem Beschluß werden auch die gleichlauten- 
den Vorschriften in der Reichsversicherungsordnung 
und im Reichsknappschaftsgesetz betroffen. 

Das Bundesverfassungsgericht führt in seinem Be- 
schluß aus, daß kein sachgerechter Grund ersichtlich 
sei, im Hinblick auf die Zugehörigkeit zur Renten- 
versicherung echte Arbeitsverhältnisse zwischen 
Ehegatten, an deren Nachweis durchaus strenge 
Anforderungen gestellt werden können, in dem 
Maß einer Sonderregelung zu unterwerfen, wie dies 
im bisherigen Recht geschehen ist. „Wenn ein sol- 
ches Arbeitsverhältnis auch durch die eheliche Ge- 
meinschaft modifiziert wird, so bleibt es doch im 
Kern ein echtes Arbeitsverhältnis mit allen sonst 
daran anknüpfenden Folgen, z. B. steuerrechtlicher 
und arbeitsrechtlicher Art.“ Zwar hat das Bundes- 
verfassungsgericht dem Gesetzgeber nicht auferlegt, 
für die Personen, die bei ihrem Ehegatten beschäf- 
tigt sind, die Versicherungspflicht einzuführen. Es 
hat dem Gesetzgeber die Entscheidung überlassen; 
er habe „bei der Entscheidung zwischen den Anfor- 
derungen der sozialstaatlichen Ordnung und dem 
Schutz der Freiheit des einzelnen einen breiten 
Raum zur freien Gestaltung". Die Einführung einer 
Versicherungspflicht läßt sich aber, wenn man dem 
Gedankengang des Bundesverfassungsgerichts nach- 
geht, nicht umgehen. Das Bundesverfassungsgericht 
hatte sich allerdings nicht damit zu befassen, ob sich 
durch den von ihm ebenfalls als möglich erachteten 
Weg der freiwilligen Versicherung für beschäftigte 
Ehegatten eine völlige Gleichstellung mit pflicht- 
versicherten Arbeitnehmern erreichen läßt. Dies ist 
nicht der Fall; denn für bestimmte Rentenleistungen 


fordert das Gesetz eine gewisse Zeit der Pflichtver- 
sicherung. So werden Ausfallzeiten, Zurechnungs- 
zeit und das vorgezogene Altersruhegeld für Frauen 
vom 60. Lebensjahr an nur dem gewährt, der eine 
bestimmte Anzahl an Pflichtbeiträgen nachweisen 
kann. Hat ein beschäftigter Ehegatte für die Zeit 
der Beschäftigung bei seinem Ehegatten freiwillige 
Beiträge entrichtet, so müßten diese, wie bei höher- 
verdienenden Angestellten, den Pflichtbeiträgen 
gleichgestellt werden. Beschäftigte Ehegatten wür- 
den damit die Vorteile der Pflichtversicherung und 
der freiwilligen Versicherung (niedrige und unregel- 
mäßige Beitragsentrichtung) miteinander verein- 
baren können. Es ist zu erwarten, daß bei einer 
solchen Regelung andere freiwillige Versicherte die 
gleichen Vergünstigungen zu erhalten wünschen, 
so daß auf diese Weise die genannten einschränken- 
den Vorschriften praktisch aufgehoben würden, 
überdies würde es Schwierigkeiten bereiten, im 
Rentenfall, der Jahrzehnte später liegen kann, nach- 
prüfen zu müssen, ob während der Zeit, für die frei- 
willige Beiträge entrichtet sind, der Ehegatte tat- 
sächlich wie ein Arbeitnehmer bei seinem Ehegat- 
ten beschäftigt worden ist. Scheidet diese Möglich- 
keit also praktisch aus, so bleibt nur der Weg, eine 
Versicherungspflicht für Personen, die bei ihrem 
Ehegatten beschäftigt sind, einzuführen. Nur so 
kann dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
Rechnung getragen werden. Diesen Weg geht darum 
auch der vorliegende Gesetzentwurf 

Mit ihm wird keinesfalls bestimmt, daß alle Ehe- 
gatten, die im Betrieb ihres Ehegatten tätig sind, 
versicherungspflichtig werden. Vielmehr bleibt den 
Ehegatten die Freiheit, das Rechtsverhältnis der 
Mitarbeit privatrechtlich so zu gestalten, wie sie es 
für richtig halten. Insbesondere ist es möglich, daß 
die Mitarbeit auf Grund eines Gesellschaftsverhält- 
nisses oder auf Grund der familienhaften Zusam- 
mengehörigkeit geleistet wird. Insofern ist die 
Rechtslage nicht anders als bei Kindern, die im 
Betrieb oder Geschäft der Eltern mitarbeiten. Hier 
hat die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
seit dem sogenannten Meistersohn-Urteil (siehe 
BSG Bd. 3 S. 30, Bd. 12 S. 153) Wege zur Abgrenzung 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung von 
einer nicht versicherungspflichtigen Beschäftigung 
gewiesen. Die dabei entwickelten Grundsätze sind 
in Zukunft auch auf die Rechtsverhältnisse bei Mit- 
arbeit des Ehegatten entsprechend anzuwenden. 
Wegen der Gestaltungsfreiheit des Mitarbeiterver- 
hältnisses erscheinen Befreiungsvorschriften nicht 
erforderlich. Die Möglichkeit zur Nachentrichtung 
von Beiträgen (Artikel 2) erleichtert es vor allem 
älteren beschäftigten Ehegatten, die Wartezeit für 
die Rente zu erfüllen. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Dem Sinn des Beschlusses des Bundesverfassungs- 
gerichts kann nur dadurch Rechnung getragen wer- 
den, daß Personen, die bei ihrem Ehegatten beschäf- 
tigt sind, versicherungspflichtig werden. Die Ein- 
führung der Versicherungspflicht in entspre- 
chenden Fällen wird dadurch erreicht, daß die bis- 
herigen Vorschriften über die Versicherungsfrei- 
heit beschäftigter Ehegatten gestrichen werden. Be- 
sondere Vorschriften für das Beitragsverfahren 
sind nicht vorgesehen; die Pflichtbeiträge für die 
Personen, die bei ihrem Ehegatten beschäftigt sind, 
werden daher künftig wie für alle anderen ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitnehmer vom Arbeitge- 
ber im Lohnabzugsverfahren an die Einzugstelle zu 
entrichten sein. 

Zu Artikel 2 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem o. a. 
Beschluß auch die für 1956 geltende Regelung der 
Rentenversicherung als nicht vereinbar mit dem 
Grundgesetz erklärt. Aus diesem Grund wird in Ab- 
satz 1 eine Möglichkeit der Nachentrichtung von 
Beiträgen bis 1956 zurück geschaffen. Trotz der zu 
erwartenden Schwierigkeiten für die Rentenver- 
sicherungsträger, die Umstände, die zur Nachentrich- 
tung von Beiträgen berechtigten, nachträglich nach- 
zuprüfen, erscheint eine kürzere Frist wegen des 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts nicht zu- 
lässig. Die zeitliche Begrenzung auf 10 Jahre steht 
andererseits mit dem angeführten Beschluß im Ein- 
klang, weil durch die bis Ende 1955 erlaubte Selbst- 
versicherung und durch eine kurze Vorversiche- 
rungszeit für die freiwillige Weiterversicherung 
eine „Teilhabe an der Rentenversicherung" ermög- 
licht wurde. 

Die Berechtigung zur Nachentrichtung von freiwil- 
ligen Beiträgen, die den Betroffenen in Absatz 2 
eingeräumt ist, macht es erforderlich, nachträglich 
bis zu 12 Jahren Rechtsbeziehungen zwischen Ehe- 
gatten zu erforschen. An den Nachweis der Voraus- 
setzungen für die Berechtigung zur Nachentrichtung 
von Beiträgen sind die gleichen, strengen Anforde- 
rungen zu stellen, die sonst bei der Nachprüfung 


der Versicherungspflicht angewendet werden. Ab- 
satz 2 stellt daher Beweisregeln auf. Diese knüpfen 
an die Behandlung des Entgelts bei der Lohn- und 
Einkommensversteuerung an und scheiden Bagatell- 
fälle aus. 

Die aufgestellten Vermutungen können von den 
Betroffenen widerlegt werden; dies ist für die Be- 
troffenen zumutbar. Das Bundesverfassungsgericht 
hat in seinem Beschluß vom 26. November 1964 aus- 
drücklich erklärt, daß an den Nachweis eines Ar- 
beitsverhältnisses zwischen Ehegatten strenge An- 
forderungen gestellt werden dürfen. 

Absatz 3 regelt die Beitrags- und Rentenberech- 
nung. Sie entspricht den Vorschriften, die für ver- 
triebene und evakuierte frühere Selbständige be- 
reits geltendes Recht sind. Der Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles vor dem 1. Januar 1967 steht der 
Nachentrichtung von Beiträgen nicht entgegen. Die 
Beiträge sind in den Beitragsklassen des § 1388 
RVO (§ 115 AVG) nachzuentrichten, wobei die 
nach dem 31. Dezember 1958 neu eingeführten Bei- 
tragsklassen erst für die Zeit seit ihrer Einführung 
gelten. 

Absatz 4 stellt klar, daß auch die Witwe eines ver- 
storbenen Ehegatten, der bei der Witwe beschäftigt 
war, Beiträge nachentrichten kann; gleiches gilt für 
die anderen Hinterbliebenen. 

Der Beginn der Rentenzahlung oder ihrer Erhöhung, 
die auf der Nachentrichtung von Beiträgen beruht, 
wurde in Absatz 5 auf den 1. November 1964 ge- 
legt (Monat der Verkündung des Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts). Die Berechtigten er- 
halten dadurch im Unterschied zu pflichtversicherten 
Beschäftigten den Vorteil, daß sie ihre Beiträge erst 
nachträglich mit einer Verspätung bis zu 12 Jahren 
zu entrichten brauchen. 


Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wurde in Überein- 
stimmung mit der Regelung in Artikel 2 Abs. 1 
Satz 1 auf den 1. Juli 1966 festgelegt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 

Unter Artikel 1 wird der bisherige Artikel 1 als 
§ 1 und der bisherige Artikel 2 als § 2 eingesetzt. 

2. Nach Artikel 1 

ist folgender neuer Artikel 2 einzufügen: 

.Artikel 2 

(1) In § 1385 Abs. 4 Buchstabe e der Reichsver- 
sicherungsordnung werden die Worte „oder der" 
durch die Worte „, der antragstellenden Gemein- 
schaft im Sinne des § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 oder 
der antragstellenden" ersetzt.' 

(2) In § 112 Abs. 4 Buchstabe e des Angestellten- 
versicherungsgesetzes werden die Worte „oder der" 
durch die Worte der antragstellenden Gemein- 
schaft im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 oder 
der antragstellenden" ersetzt. 

Begründung zu lfd. Nr. 1 und 2 

Durch das Rentenversicherungs-Änderungsgesetz 
vom 9. Juni 1965 ist der Kreis der in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und in der Rentenver- 
sicherung der Angestellten versicherten Personen 
durch Anfügung der Nr. 8 in § 1227 Abs. 1 Satz 1 
RVO und der Nr. 10 in § 2 Abs. 1 Satz 1 AVG u. a. 
für Entwicklungshelfer und Missionare erweitert 
worden. Für diesen in die Rentenversicherung ein- 
bezogenen Personenkreis war in § 1385 Abs. 4 Buch- 
stabe e RVO und in § 112 Abs. 4 Buchstabe e AVG 
zu bestimmen, wer die Pflichtbeiträge zu tragen 
hat. In diesen Vorschriften ist bestimmt worden, 
daß die Pflichtbeiträge bei Versicherungspflicht nach 
§ 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 RVO oder nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 10 AVG von dem antragstellenden Wirt- 
schaftsunternehmen, der antragstellenden Organisa- 
tion oder der juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zu tragen sind. Für Personen, welche auf 
Antrag der in § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 RVO oder 
in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 AVG genannten Gemein- 
schaften versichert werden, fehlt eine Regelung über 
die zur Beitragszahlung verpflichtete Stelle. Durch 
die unter lfd. Nr. 2 vorgeschlagenen Ergänzungen 
soll diese Lücke geschlossen werden. 

3. Nach Artikel 2 

ist folgender neuer Artikel 2 a einzufügen: 

.Artikel 2 a 

(1) In Artikel 2 § 8 Satz 2 des Arbeitcrrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 8 
Satz 2 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 


gesetzes und Artikel 2 § 6 Satz 2 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Nouregelungsgesetzes wird je- 
weils der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol- 
gender Ilalbsatz angefügt: „es sei denn, daß min- 
destens eine Versicherungszeit von 180 Kalender- 
monaten zurückgeleg L worden ist." 

(2) In Artikel 2 § 17 Abs. 1 Satz 1 des Arbei- 
terrenten versicherungs-Neu regelungsgesetz.es, Ar- 
tikel 2 § 17 Satz 1 des Angestelltenversiche- 
rung s-Neu reg elungsgesetz.es und Artikel 2 § 13 

Satz 1 des Knappschaftsrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes werden jeweils hinter der Zahl 
„1965" das Komma und die Worte „aber nach dem 
31. März 1945" gestrichen. Hinter den genannten 
Vorschriften wird jeweils folgender Satz eingefügt: 
„Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Tod 
des Versicherten vor dem 1. April 1945 eingetreten 
ist, es sei denn, daß mindestens eine Versicherungs- 
zeit von 180 Kalendermonaten zurückgelegt worden 
ist." 


Begründung 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Behandlung 
des Entwurfs des Rentenversicherungs-Änderungs- 
gesetzes in den Vorschriften des Artikels 2 § 8 
Satz 1 ArVNG, des Artikels 2 § 8 Satz 1 AnVNG 
und des Artikels 2 § 6 Satz 1 KnVNG jeweils die 
Worte „aber nach dem 31. März 1945" gestrichen. 
Wie der Sitzungsbericht über die 177. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, S. 8920, erkennen läßt, 
sollte dadurch erreicht werden, daß alle Beiträge 
„auch für alle zurückliegenden Versicherungsfälle" 
ungerechnet werden, wenn mindestens eine Ver- 
sicherungszeit von 180 Kalendermonaten zurück- 
geleg! worden ist. Diese Absicht des Deutschen 
Bundestages hat aber in den Vorschriften des Ar- 
tikels 2 § 8 Satz 2 ArVNG, des Artikels 2 § 8 Satz 2 
AnVNG und des Artikels 2 § 6 Satz 2 KnVNG 
keinen Ausdruck gefunden, auch nicht in den Vor- 
schriften des Artikels 2 § 17 Abs. 1 ArVNG, des 
Artikels 2 § 17 AnVNG und des Artikels 2 § 13 
KnVNG. 

Obwohl sich der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung in seiner Empfehlung vom 15. Sep- 
tember 1965 bemüht hat zu erreichen, daß ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des Eintritts des Ver- 
sichorungsfalls eine Rente gewährt wird, wenn min- 
destens eine Versicherungszeit von 180 Kalender- 
monaten zurückgelegt worden ist, halten sich meh- 
rere Rentenversicherungsträger an den klaren 
Wortlaut der geltenden Vorschriften. 

Die Einfügung des Artikels 2 a liegt daher im In- 
teresse der Rechtsklarheit und eines einheitlichen 
Verfahrens bei allen Rentenversicherungsträgern. 
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4. Artikel 4 

Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„Die Artikel 2 und 2 a treten mit Wirkung vom 
1. Juli 1965 in Kraft." 


Begründung 

Die Erweiterung des versicherungspflichtigen Per- 
sonenkreises in § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 RVO 
und § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 AVG sowie die gün- 


stigere Regelung über die Anrechnung von Bei- 
trägen für zurückliegende Versicherungsfälle nach 
Artikel 2 § 8 Satz 1 ArVNG, Artikel 2 § 8 Satz 1 
AnVNG und Artikel 2 § 6 Satz 1 KnVNG in der 
Fassung des Rentenversicherungs-Änderungsgeset- 
zes vom 9. Juni 1965 (BGBl. I S. 476) sind nach 
Artikel 5 § 10 Abs. 1 Buchstabe e des Rentenver- 
; sicherungs-Änderungsgesetzes mit Wirkung vom 
i 1. Juli 1965 in Kraft getreten. Es ist daher erforder- 
| lieh, daß die in den neuen Artikeln 2 und 2 a vor- 
j geschlagenen Ergänzungen auch von diesem Zeit- 
| punkt an in Kraft treten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Ergänzungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Ergänzungsvor- 
schlägen des Bundesrates nicht zu. Der vorliegende 
Gesetzentwurf dient lediglich dazu, dem Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 24. November 
1964 Rechnung zu tragen. Es ist daher notwendig, 
eine möglichst baldige Verabschiedung des Gesetzes 
zu ermöglichen. Die Vorschläge des Bundesrats be- 
treffen nicht die durch den Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts aufgeworfene Rechtsfrage. Der 
Bundesrat wünscht vielmehr, anläßlich dieses Ge- 
setzgebungsaktes noch andere Fragen der Renten- 
versicherung zu regeln. Das Ziel einer möglichst 
schnellen Verabschiedung des Gesetzes wäre aber 
gefährdet, wenn der Gesetzentwurf noch mit an- 
deren Problemen belastet würde. 


7 



